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PAKT   FüR   DIE   ARBEITENDEN   MENSCHEN 

Arbeit für alle - 
Mehr Netto für alle 

Der stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion und Bun- 
desvorsitzende der Mittel- 
stands- und Wirtschaftsver- 
einigung von CDU/CSU, 
"eter Rauen, sowie der Vor- 
Sl*zende der Arbeitsgruppe 
Arbeit und Soziales, Karl- 
Josef Laumann,  und der 

Vorsitzende der Arbeitneh- 
mergruppe der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Gerald 
Weiß, haben zu einem Pakt 
für die arbeitenden Men- 
schen aufgerufen: 

Die   arbeitenden   Men- 
schen - egal ob Arbeitneh- 
mer oder Selbständige - ha- 

Fortsetzung Seite 4 

WAHLKAMPF 

Jürgen Rüttgers: 
Wir werden den Endspurt 

gewinnen. 
SEITE 5 

CDU/CSU-FRAKTION 

Friedrich Merz: 
Wir müssen Themen 

besetzen und inhaltlich 
bestimmen 
SEITE 13 

1.  UNTERSUCHUNGS- 

AUSSCHUSS 

Wieviele Millionen 
verheimlichen die 

Sozialdemokraten ? 
SEITE 15 



SEITE   2 

THEMEN   DER   WOCHE 

PAKT FüR DIE 

ARBEITENDEN MENSCHEN! 

ARBEIT FüR ALLE - 
MEHR NETTO FüR ALLE 

Seite l-IO 

Mit einem „ Pakt für die arbeitenden Menschen " stre- 
ben Arbeitnehmer und Mittelständler der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion mehr Gerechtigkeit in der Wirtschafts- 
und Finanz-, in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik an. 
Darunter verstehen sie vor allem • Beteiligungsgerech- 
tigkeit • Leistungsgerechtigkeit • Beitragsgerechtigkeit 
und • Generationengerechtigkeit. Ein schlüssiges Kon- 
zept der Bundesregierung dazu gibt es nicht. Angela Mer- 
kel und Friedrich Merz haben recht: Das Land wird 
schlecht regiert. Es braucht eine starke Opposition. 

FRIEDRICH MERZ: 

WIR MüSSEN THEMEN 

LESETZEN UND INHALTLICH 

BESTIMMEN. 

Seite 13 

• Mehr Beschäftigung gibt es nur rein statistisch auf- 
grundeinerdemogmphischbedingten Veränderung. • Auf 
49 Prozent ist im letzten Jahr die Staatsquote wieder ge- 
stiegen. • Die Beiträge zur Rentenversicherung dürfen bis 
2030 nicht wesentlich höher als auf 20 Prozent steigen. • 
Mit einer Novelle des Atomgesetzes plant Rot-Grün, dass 
der Versorgungsnachweis über die Entsorgung auch durch 
dezentrale Zwischenlager erbracht werden kann. • CDU 
und CSU werden diese Themen nutzen, um mit den gesell- 
schaftlichen Gruppen verstärkt ins Gespräch zu kommen. 

ANDREAS SCHMIDT: 

WIEVIELE MILLIONEN 

VERHEIMLICHEN DIE 

SOZIALDEMOKRATEN? 

Seite 15 

„Die SPD verstößt gegen die Verfassung." Mit diesen 
Worten kritisiert der Parteienrechtler von Armin die Re- 
chenschaftslegung der Sozialdemokraten. Als „millionen- 
schwere schwarze Kasse" hat der Obmann der CDU/CSU - 
Bundestagsfraktion im 1. Untersuchungsausschuss, Andreas 
Schmidt, den SPD-Konzern Deutsche Druck- und Verlags- 
gesellschaft mbH (DDVB) bezeichnet. Die CDU/CSU hat im 
Untersuchungsausschuss beantragt zum Untersuchungsauf- 
trag Beweis zu erheben und der Frage nachzugehen, inwie- 
weit die SPD ihre Vermögensverhältnisse verschleiert. 
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EDITORIAL 

Fakten und Argumente 

Liebe Freunde, 

der UiD hat seit heute ein 
neues Gesicht und soll den 
Neuanfang, die zentrale 
Botschaft des Essener Par- 
teitags, auch mit einem neu- 
en Layout zum Ausdruck 
bringen. 

Der UiD wird prägnan- 
ter - durch: • verbesserte 
Übersichtlichkeit • mehr 
Anschaulichkeit mit typogra- 
phischen Mitteln und Info- 
Grqfiken • Konzentration 
auf in der Regel 24 Seiten im 
beißen Teil und • Moder- 
nität „ auf der Höhe " unserer 
Online-Dienste durch ver- 
markte Verschränkung von 
Print- und Online-Medien. 

Zwei neue Akzente 

Das bedeutet: Wir wer- 
den künftig, wie auf Seite 
Z^ei unter „ Themen der Wo- 
che" deutlich wird, Infor- 
'ncitionen strenger in die Re- 
8te unserer politischen Ar- 
gumentation nehmen. 

Wo es sich irgend ma- 
chen lässt, soll im Mittel- 
Punkt einer Ausgabe - in die- 
Seristesder „ Paktfür die ar- 
beitenden Menschen " - ein 
Kampagnen- oder Projekt- 
lhenia stehen. 

Vor allem zwei neue Ak- 
zente wollen wir in Zukunft set- 
zen. Anstatt ganze Texte wich- 
tiger Reden aufzunehmen: 
• Daten, Fakten und Zahlen 
aus diesen Reden sowie 
• Beispiele für treffende 
und sprachlich gelungene 
Veranschaulichungen poli- 
tischer Zusammenhänge, 

aber auch dafür sorgen, 
dass Sie die „Rosinen aus 
dem Kuchen "jederzeit wie- 
derfinden. Alles in allem: In- 
formation soll nicht nur die 
pure Mitteilung von News 
sein, sondern erkennbarer 
als bisher auf ihren Argu- 
mentationsnutzen hin aus- 
gerichtet werden. 

Schreiben Sie uns... 

... und teilen Sie uns mit, 
wie Ihnen der neue UiD ge- 
fällt: 

CD U-Bundesgeschäftsstelle 
Konrad-Adenauer-Haus 

53113 Bonn 
e-mail: ernst.neuper@cdu.de 

Spätestens wenn wir un- 
sere Arbeit ab Juli in der 
Berliner Geschäftsstelle auf- 
nehmen, wird deutlich ge- 
worden sein, wie sich die Er- 
neuerung auswirkt und was 
für Ihre Arbeit möglicher- 
weise noch fehlt. 

(jju^  'hu'üJL   ((/^«ci/U^. 

Parteivorsitzende Generalsekretär 
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1 P A KT    FÜR    DIE   ARBEITEND EN    MENSCHEN 

Fortsetzung von Seite I 

ben kein Verständnis dafür, 
dass ihnen als Lohn ihrer 
Arbeit nach Steuern und Ab- 
gaben netto oft nicht mehr 
übrig bleibt denen, die - aus 
welchen Gründen auch im- 
mer - nicht arbeiten. 

Mit unserer Reformpolitik 
waren wir in der letzten Le- 
gislaturperiode auf dem rich- 
tigen Weg. Seit der Umkehr 
von dieser Reformpolitik 
wächst die Verärgerung über 
eine Politik, die diese Unge- 
rechtigkeit nicht beseitigt. 
Die Leistungsbereitschaft 
der arbeitenden Menschen 
geht zurück. Der überwie- 
genden Mehrheit der arbei- 
tenden Menschen bleibt von 

55 
Mit dem Gesetz 

gegen die sogenannte 
Scheinselbständigkeit 

wird die Gründung 
neuer Existenzen 

erschwert. 

einer Mark Mehrverdienst 
nur noch rund ein Drittel. 
Zwei Drittel werden abkas- 
siert. Zunehmend und zu 
Recht wehren sich die Men- 
schen gegen diese schreiende 
Ungerechtigkeit. Sie sind 
empört, wie der Staat mit 
höheren Steuern und Abga- 
ben zuschlägt, die 630-Mark- 
Jobs vernichtet und mit dem 
Gesetz gegen die sog. Schein- 

selbständigkeit die Grün- 
dung neuer Existenzen er- 
schwert. Der Staat kuriert an 
Symptomen, ohne die Wurzel 
des Übels anzugehen. Richti- 
ge Reformen wurden zurück- 
genommen, Umfinanzieren 
statt echtes Sparen ist die Po- 
litik dieser Regierung. 

So werden Beschäfti- 
gung und die Zukunft auf 
dem Weg ins nächste Jahr- 
tausend nicht gewonnen. 
Der Blick in die mikroöko- 
nomischen Zusammenhän- 
ge einer einfachen Lohnab- 
rechnung zeigt, dass das 
Problem durch kräftige 
Lohnerhöhungen nicht zu 
lösen ist, im Gegenteil: 

Die viel zu geringen Net- 
tolohnzuwächse aus Lohn- 
erhöhungen rechtfertigen 
in keiner Weise die daraus 
steigenden Bruttoarbeitsko- 
sten, durch deren Höhe Ar- 
beit aus Deutschland ver- 
trieben wird oder in die 
Schwarzarbeit abwandert. 
Arbeit wird immer unbe- 
zahlbarer. 

Bei 4 Prozent Lohner- 
höhung hat ein Facharbei- 
ter, der vorher 2798,56 DM 
netto im Monat verdiente, ge- 
rade einmal 81,17 DM mehr, 
während die Kosten für den 
Arbeitgeber von 6330,40 um 
252,78 auf 6538,18 DM stei- 
gen, oder anders ausge- 
drückt: Bei einer Gehaltser- 
höhung um 4 % von 5000 DM 
brutto auf 5200 DM verblei- 

ben dem Arbeitnehmer 
lächerliche 81,17 DM mehr 
in der Tasche, während 
171,61 DM in öffentlichen 
Kassen verschwinden und 
daraus 252,78 DM höhere 
A rbeitskosten entstehen. 

Über vier Millionen Men- 
schen sind ohne Arbeit - und 
es gibt keine Anzeichen für ei- 
ne durchgreifende Besserung 

5? 
Die Aussichten, 

als Arbeitsloser eine 
neue Beschäftigung 

zu finden, haben sich 
verschlechtert. 

der Lage am Arbeitsmarkt. Im 
Gegenteil: Während im Som- 
mer 1998 eine Trendwende er- 
reicht worden war - die Zahl 
der sozial-versicherungs- 
pflichtig Beschäftigten stieg 
kräftig -, stagniert diese Ent- 
wicklung seit 1999. Der Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit, be- 
dingt durch einen erheblichen 
Rückgang des Erwerbsperso- 
nenpotentials, wird bereits als 
Erfolg gefeiert. Die Aussich- 
ten, als Arbeitsloser eine neue 
Beschäftigung zu finden, ha- 
ben sich eher verschlechtert. 
Das ist ebenso wenig gerecht 
wie die Tatsache, dass den ar- 
beitenden Menschen -Arbeit- 
nehmern wie Selbständigen - 
von ihrem Einkommen auf- 
grund der hohen Steuer- und 
Abgabenbelastung immer we- 
niger bleibt. Es handelt sid' 
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LANDTAGSWAHL  AM   14.   MAI 

WAHLKAMPF   IN   N0RDRHEIN-WESTFALEN 

Rüttgers: Wir werden den Endspurt gewinnen 

Unsere Kampagne „Mehr 
A usbildung statt mehr Ein - 
Wanderung" und der Neu- 
anfang der CDU auf dem 
Essener Bundesparteitag 
haben uns neuen Auf- 
schwung gegeben. Inner- 
halb von nur einer Woche 
hat die Union mehr als fünf 
Prozentpunkte in der Wäh- 
lergunst zugelegt, Tendenz 
weitersteigend. 

Es liegt an uns selbst, die 
Landtagswahl nach Kom- 
munalwahlen und Europa- 
wahl zu einem weiteren Er- 
folg der neuen CDU im We- 
sten zu machen. Bei ent- 
sprechendem Einsatz aller 
Kräfte und der vollstän- 
digen Mobilisierung unse- 
res Wählerklientel ist der 
Wahlsieg für die CDU 
Nordrhein-Westfalen zu 
schaffen. Clement weiß das. 

Entsprechend nervös sind 
die nordrhein - westfälischen 
Genossen. 

Unsere Postkartenaktion 
„ Mehr Ausbildung statt mehr 
Einwanderung " trägt zur tie- 
fen Verunsicherung der SPD- 
NRW bei. Einer EMNID-Um- 
frage zufolge, die vor we- 
nigen Tagen abgeschlos- 
sen wurde, sind 81 Prozent 
der nordrhein - westfälischen 
Wählerinnen und Wähler 
dafür, dass der Bedarf an feh- 
lenden Computer-Experten 
durch mehr Ausbildung, bes- 
sere Schulen und Universitä- 
ten und durch Umschulungs- 
maßnahmen für Arbeitslose 
gedeckt werden. 

Seitdem wir diese Kampa- 
gne durchführen, hat der 
Wahlkampf ein Thema: Neue 
Arbeitsplätze und besse- 
re Bildung. Die Menschen 

spüren, dass die „Green- 
card" ein Signal der Ohn- 
macht und nicht des Auf- 
bruchs ist. Die Menschen 
stimmen uns zu: Zukunft 
geht auch menschlich. 

Die Alternativen in die- 
sem Wahlkampf sind klar: 
Die SPD in NRW ist ver- 
braucht. Mit einer großen 
Geld-und Materialschlacht 
versucht sie jetzt, zu über- 
tünchen, dass sie keine 
einzige neue Idee für die Zu- 
kunft des Landes hat. Des- 
halb wird gelogen, diffa- 
miert und getäuscht. Cle- 
ment ist in einem großen 
Amigo-Skandal verstrickt. 
Jetzt versucht sie noch zu 
retten, was zu retten ist. 

Werden Neuanfang und 
die Beendigung des SPD- 
Filzes will, muss CDU 
wählen. 

Uln einen Teufelskreis: Hohe 
Lohnzusatzkosten und Steu- 
ern treiben die Arbeitskosten 
ln die Höhe und verschlech- 
tern damit die Rahmenbedin- 
Sungen für mehr Beschäfti- 
&Ung; eine große Steuer- und 
^bgabenbelastung macht 
Sfoße Bruttolohnzuwächse 
erforderlich, damit den Ar- 
eüiiehmern    von    Lohner- 

höhungen überhaupt noch et- 
was verbleibt. 

Im Interesse derer, die 
Arbeit haben wie auch der- 
jenigen, die einen Arbeits- 
platz suchen, ist eine Um- 
kehr erforderlich — hin zu 
niedrigeren Steuern und Ab- 
gaben. 

Die einfache Lohnab- 
rechnung    zeigt    nämlich 

auch den Weg, der gegangen 
werden muss, um den Teu- 
felskreis zu geringer Netto- 
lohnzuwächse und zu hoher 
Arbeitskosten zu durchbre- 
chen. Bei einer vierprozenti- 
gen Reduzierung der Sozial- 
versicherungsbeiträge und 
einem Verzicht auf die vier- 
prozentige Lohnerhöhung 
hätte   derselbe  Arbeitneh- 
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1  PAKT   FÜR    DIE   ARBEITENDEN    MENSCHEN 

mer 100 DM mehr in der Ta- 
sche, während die Kosten für 
den Arbeitgeber nun eben- 
falls um 100 DM sinken wür- 
den. Anders ausgedrückt: 
Der Arbeitnehmer hat 18,83 
DM im Monat mehr in der 
Tasche als bei einer Lohner- 
höhung, während die Ar- 
beitskosten um 352,78 DM 
geringer sind. 

Die erste Stufe der Steu- 
erreform, die zum 1. Januar 
1999 wirksam wurde und 
durch eine Anhebung des 
Grundfreibetrages um etwa 
700 DM und eine Absenkung 
des Eingangssteuersatzes 
von 25,9 auf 23,9 Prozent 
die unteren Einkommens- 
gruppen entlasten sollte, 
zeigt, dass die verkündete 
Absicht für einen ledigen 
Facharbeiter mit 72.000 
DM Jahreseinkommen wir- 
kungslos bleibt. 

Seine Steuerentlastung 
von 4,10 DM/Monat reicht 
noch nicht einmal aus, um 
die Mehrkosten von 4,20 
DM bei einer 70-Liter- 
Tankfüllung zu finanzieren. 

An den Lohnbeispielen 
kann man auch leicht erken- 
nen, dass aus dem ehemali- 
gen „Mittelstandsbauch" im 
Progressionsbereich, der in 
den achtziger Jahren unter 
dem CDU-Finanzminister 
Stoltenberg beseitigt und in 
einen linear-progressiven 
Tarif umgewandelt wurde, 
unter der neuen SPD-geführ- 

ten Bundesregierung mehr 
und mehr ein „Facharbeiter- 
bauch " wird. 

Mehr Gerechtigkeit 

Arbeitnehmer und Mit- 
telständler der CDU/CSU- 
Fraktion des Deutschen 
Bundestages streben in der 
Wirtschafts- und Finanz-, in 
der Arbeitsmarkt- und Sozi- 
alpolitik einen „Pakt für die 
arbeitenden Menschen " an. 
Wir wollen damit mehr Ge- 
rechtigkeit verwirklichen. 
Darunter verstehen wir vor 
allem 
»Beteiligungsgerechtigkeit. 
Daher setzen wir uns insbe- 
sondere dafür ein, allen -je 
nach ihren Fähigkeiten und 
Möglichkeiten - Teilhabe- 
chancen auf dem Arbeits- 
markt zu geben, anstatt sie le- 
diglich finanziell abzusichern. 
• Leistungsgerechtigkeit. 
Daher setzen wir uns dafür 
ein, dass die Schere zwi- 
schen Brutto und Netto für 
Arbeitnehmer und Selbstän- 
dige kleiner wird und dass 
denen, die arbeiten, deutlich 
mehr verbleibt als Transfer- 
empfängern. 
• Beitragsgerechtigkeit. 
Deshalb wollen wir in der So- 
zial- und Finanzpolitik das 
Äquivalenzprinzip stärken, 
setzen wir uns für die Beitrags- 
bezogenheit der Rente ein und 
wenden uns gegen gleichma- 

cherische Tendenzen in der 
Rentenversicherung. 
• Generationengerechtigkeit. 
Daher muss Nachhaltigkeit 
zum bestimmenden Prinzip 
in der Finanz- und Sozialpo- 
litik werden. 

Zur Verwirklichung ei- 
ner solchen Politik sind um- 
fassende strukturelle Refor- 
men in der Sozial- und Fi- 
nanzpolitik notwendig. Im 
Mittelpunkt muss dabei die 
Stärkung des Wachstums 
und die Ausweitung der Be- 
schäftigung stehen. Denn 
die Sicherung und Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen ist 
unser wichtigstes Ziel, und 
zugleich ermöglicht erst sie 
die dauerhafte Erreichung 
der anderen Ziele. 

Die Bundesregierung hat 
kein schlüssiges Konzept für 
Deutschlands Zukunft. An- 
gela Merkel und Friedrich 
Merz haben Recht: Das 
Land wird schlecht regiert. 
Umso mehr braucht es eine 
gute Opposition. 

Steuern und Abgaben 
senken 

Vor diesem Hintergrund 
legen Peter Rauen, Karl-Jo- 
sef Laumann und Gerald 
Weiß einen Maßnahmenka- 
talog vor, mit dem wir die 
oben genannten Ziele errei- 
chen wollen. Dabei erheben 
wir keinen  Anspruch  auf 
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PAKT   FüR   DIE  ARBEITENDEN   MENSCHEN 

Vollständigkeit. Vielmehr 
Wollen wir pointiert jene 
Maßnahmen herausstellen, 
die Arbeitslosen wie arbei- 
tenden Menschen zugleich 
zugute kommen. 

Wir wollen Arbeitneh- 
mer und Selbständige, die 
Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital von Steuern und 
Abgaben entlasten, indem 
wir die Staatsquote abbauen 
und dadurch Spielräume für 
Steuer- und Beitragssen- 
kungen schaffen. 

So sinken die Kosten für 
die Betriebe; Investitionen 
Werden attraktiver; Arbeits- 
Plätze werden gesichert und 
neue können entstehen. 
Gleichzeitig verbleibt den 
Bürgern mehr Geld im Porte- 
monnaie, und die Möglich- 
keiten zur privaten Vorsorge 
und Ersparnisbildung wer- 
den größer. Nicht zuletzt er- 
öffnet eine geringere Brutto- 
Netto-Spanne auch der Tarif- 
Politik neue Spielräume. 

Konkret wollen wir die 
Staatsquote auf 40 Prozent 
Zurückführen. Das ist mög- 
lich, wenn die Ausgabenzu- 
^ächse von Bund, Ländern 
Uftd Gemeinden sowie Sozi- 
Versicherungen über ei- 
nen Zeitraum von fünf bis 
sieben Jahren jährlich etwa 
ZWei Prozentpunkte unter- 
halb der Wachstumsrate des 
n°minalen Bruttoinlands- 
Produktes liegen. 

Dieses Ziel ist umso ein- 
facher zu erreichen, je kräf- 
tiger die Wirtschaft wächst. 

• Spielräume für Beitrags- 
satzsenkungen schaffen 

Für uns ist klar: Bezahlte 
nicht-selbständige Arbeit 
muss im Rahmen der gesetz- 
lichen Sozialversicherung 
abgesichert werden. Wenn 

K.-J. Laumann      P. Rauen 

es mehr Beschäftigung und 
weniger legale und illegale 
Umgehung der Sozialversi- 
cherungspflicht gibt, können 
die Sozialversicherungs- 
beiträge reduziert werden. 
Um die Beiträge zu stabilisie- 
ren oder möglichst sogar 
zurückzuführen, bedarf es 
darüber hinaus nicht einer 
Umfinanzierung (wie bei der 
Ökosteuer), sondern struktu- 
reller Reformen in den sozia- 
len Sicherungssystemen. Kon- 
kret brauchen wir 
^ eine Reform der Alterssi- 
cherung, die - wie die Ren- 
tenreform 99 der alten Bun- 
desregierung mit dem demo- 
graphischen Faktor - der 
längeren   Lebenserwartung 

und dem veränderten Alters- 
aufbau der Gesellschaft so- 
wie dem sich wandelnden Er- 
werbsverhalten insbesonde- 
re der Frauen durch eine 
Neuregelung der Hinterblie- 
benenversorgung Rechnung 
trägt. Wir treten dafür ein, 
mittelfristig die Lebensar- 
beitszeit insbesondere durch 
einen im Durchschnitt frühe- 
ren Eintritt ins Erwerbsleben 

Die Staats- 
quote muss 

zurückgeführt 
werden. 

G. Weiss 

zu verlängern, wobei die 
Zahl der Beitragsjahre - un- 
abhängig vom Lebensalter- 
stärker berücksichtigt wer- 
den muss: Nach 45 Beitrags- 
jahren muss eine abschlags- 
freie Rente gewährt werden. 
Kinder, die späteren Bei- 
tragszahler, zu haben, muss 
im Rentenrecht stärker als 
bisher berücksichtigt wer- 
den. Wir wollen mehr Anrei- 
ze zur privaten Vorsorge 
schaffen und hier insbeson- 
dere die Bezieher niedriger 
Einkommen fördern; ar- 
beits- und steuerrechtliche 
Hemmnisse, die der betrieb- 
lichen Alterssicherung ent- 
gegenstehen, wollen wir be- 
seitigen. 
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•^ eine Reform der Kran- 
kenversicherung, die - statt 
mit einem Globalbudget zu 
gängeln - die Eigenverant- 
wortung stärkt, die großen 
Risiken weiterhin solida- 
risch absichert, die Absiche- 
rung kleinerer Risiken aber 
mehr als bisher dem Einzel- 
nen überlässt, etwa durch 
private Zusatzversicherun- 
gen und durch Selbstbehal- 
te; Sozial- und Überforde- 

zugleich aber die Effekti- 
vität der sozial- und famili- 
enpolitisch motivierten Ein- 
kommens um Verteilung im 
Rahmen der GKV erhöhen. 
So kann es nicht richtig sein, 
dass - aufgrund der Wir- 
kung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze - die Höhe der 
von einer Familie zu zahlen- 
den GKV-Beiträge nicht nur 
von der Höhe des Famili- 
eneinkommens,       sondern 

Grenzsteuersätze 2003 
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rungsklauseln, die die wirk- 
lich Schwachen schützen, 
sind dabei für uns unabding- 
bar. Im ambulanten Bereich 
wollen wir das Sachlei- 
stungsprinzip durch das Ko- 
stenerstattungsprinzip er- 
setzen. An der paritätischen 
Finanzierung, der Beitrags- 
zahlung nach der Leistungs- 
fähigkeit und der beitrags- 
freien FamilienmitverSiche- 
rung wollen wir festhalten, 

auch von seiner Zusammen- 
setzung abhängt. Ein Bei- 
spiel: Die Beiträge einer Fa- 
milie mit einem Verdiener 
und mit einem Monatsein- 
kommen von 10.000 DM 
werden bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze, zur Zeit 
6.375 DM, erhoben; arbei- 
ten hingegen beide Ehepart- 
ner und verdienen sie je- 
weils 5.000 DM monatlich, 
werden die Gesamtbeiträge 

vom Gesamteinkommen in 
Höhe von insgesamt 10.000 
DM berechnet. Das halten 
wir nicht für gerecht. Wir 
sind darüber hinaus der An- 
sicht, dass diejenigen, die 
sich freiwillig in der GKV 
versichern, um in den Ge- 
nuss der beitragsfreien Fa- 
milienmitversicherung zu 
kommen, nicht auch noch 
von der degressiven Wir- 
kung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze profitieren 
sollten. Indem wir sozialen 
Ausgleich und Familienlei- 
stungsausgleich wirksamer 
gestalten, entstehen zusätz- 
liche Spielräume für Bei- 
tragsentlastungen. 

• Spielräume für Steuer- 
senkungen schaffen 

Mehr denn je kommt es in 
der Haushalts- und Finanz- 
politik auf einen effizienten 
Einsatzknapper Ressourcen 

an. Deshalb sind auch in die- 
sem Bereich in erster Linie 
strukturelle Reformen not- 
wendig und nicht bloße 
Einsparungen. Konkret tre- 
ten wir dafür ein, 
^> die Finanzveifassung 
zwischen Bund und Ländern 
sowie zwischen Ländern und 
Gemeinden so zu ändern, dass 
auf der jeweiligen Ebene 
Bemühungen für eine gute /•'- 
nanzausstattung nicht über 
Gebühr bestraft und fehlende 
Bemühungen durch Finanz- 
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PAKT  FüR   DIE  ARBEITENDEN   MENSCHEN 

Zuweisungen belohnt werden; 
die Kommunen benötigen ei- 
ne Kommunalsteuer mit He- 
besatzrecht. Die Gewerbeer- 
tragssteuer sollte mittelfristig 
durch eine wirtschaftskraft- 
bezogene kommunale Steuer 
ersetzt werden. 
—* die Treffgenauigkeit 
staatlicher Leistungen durch 
eine Bündelung verschiede- 
ner Transfers und, wo immer 
möglich, durch einen Über- 
gang von der Objekt- zur 
Subjektförderung (z.B. in der 
Wohnungspolitik, Familien- 
Politik, Bildungspolitik) zu 
erhöhen; 
^* den Einsatz von Subven- 
tionen dadurch wirksamer 
auszugestalten, dass sie 
vollständig erfasst und aus- 
gewiesen werden müssen, 
aass sie grundsätzlich zeit- 
lich befristet, degressiv aus- 
gestaltet und vorrangig als 
rückzahlbare Hilfen ge- 
währt werden. Dauersub- 
ventionen in nicht mehr zu- 
kunftsfähige Strukturen sind 
Zu beenden. 

Eine spürbare Senkung 
aller Steuersätze ist zwin- 
gend erförderlich. Eine Steu- 
erstrukturreform muss Ar- 
beitnehmer, Unternehmer 
und Unternehmen gleichzei- 
ug entlasten. Sie muss rechts- 
J°rmneutral sein. Je mehr 
Steuervergünstigungen ab- 
gebaut werden, desto stärker 
können die Steuersätze sin- 
ken. Der Gesetzentwurf der 

CDU/CSU mit einer durch- 
greifenden Senkung der Ein- 
kommenssteuer zeigt den 
richtigen Weg. 

Das durch eine solche 
Reform induzierte Wirt- 
s( haftswachstum erhöht 
mittel- und langfristig das 
Steueraufkommen, führt zu 
mehr Steuerehrlichkeit und 
rechtfertigt auch vor dem 
Hintergrund langfristig ge- 
sunder Staatsfinanzen eine 
Netto-Entlastung von 50 bis 
60 Mrd. DM. 

9? 
Die Steuerreform 

der Regierung 
bringt vielen Steuer- 
zahlern zusätzliche 

Belastungen. 

Die von der Regierung 
vorgelegte Steuerreform 
wird den Anforderungen für 
Wachstum und Beschäfti- 
gung nicht gerecht, da die 
arbeitenden Menschen im 
Vergleich zum Oppositions- 
antrag völlig unzureichend 
entlastet werden. Das gilt 
für Unternehmer und Ar- 
beitnehmer. 

Die von der Regierung 
vorgelegte Steuertarifre- 
form 2005 ist für den größ- 
ten Teil der Steuerzahler 
keine Ent-, sondern eine zu- 
sätzliche Steuerbelastung. 
Sie reicht nicht einmal aus, 
um die heimliche Steuerer- 
höhung zu kompensieren. 

Und darüber hinaus gilt: 
Die Steuerentlastung für die 
arbeitenden Menschen kann 
um so deutlicher ausfallen, 
je weniger Geld der Staat 
ausgibt. Sparpotentiale se- 
hen wir unter anderem in 
folgenden Bereichen: 

• Personalausgaben: 

Ein Großteil der Ausga- 
ben der öffentlichen Hände 
sind Personalausgaben. 
Einsparungen sind etwa 
durch einen allmählichen, 
sozial vertretbaren Perso- 
nalabbau und durch eine 
Durchforstung des „Zula- 
genunwesens" möglich; zu- 
dem ist in den Tarifverhand- 
lungen für den öffentlichen 
Dienst auf eine Reform des 
BAT hinzuwirken. Dem 
Trend zu Frühpensionierun- 
gen ist entgegenzuwirken; es 
ist zum Beispiel auch ein 
stärkerer Einsatz dienst- 
unfähiger Lehrer in ande- 
ren Bereichen des öffentli- 
chen Dienstes zu erwägen. 
Wir wollen am Alimenta- 
tionsprinzip für Beamte fest- 
halten, jedoch den Tätig- 
keitsbereich für Beamte 
nach und nach auf wirklich 
hoheitliche Aufgaben be- 
schränken. Zudem muss 
auch die Altersversorgung 
der Beamten der demogra- 
phischen Entwicklung Rech- 
nung tragen. Zur Entlastung 
der staatlichen Haushalte ist 
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PAKT   FüR   DIE  ARBEITENDEN   MENSCHEN 

ARBEITS-   UND   A U S B I L D U N G S P L ATZ E 

Substanzlose Appelle Schröders helfen nicht 

Zur Forderung von Bun- 
deskanzler Gerhard Schrö- 
der an die Wirtschaft, 
mehr Ausbildungsplätze 
zur Verfügung zu stellen, 
erklärte Generalsekretär 
Ruprecht Polenz: 

Anstatt substanzlose Ap- 
pelle an die Wirtschaft zu 
richten, sollte Herr Schrö- 

der erst einmal selbst die rich- 
tigen Rahmenbedingungen 
für mehr Arbeits-und Ausbil- 
dungsplätze schaffen. Die 
meisten Ausbildungsplätze in 
Deutschland schafft der Mit- 
telstand. Gerade der Mittel- 
stand wird durch die Steuer- 
politik der Schröder-Regie- 
rung jedoch extrem benach- 

teiligt. So schafft man kein 
Klima für mehr Ausbildung. 
Deutschland braucht eine 
innovative Bildungspolitik, 
die zukunftsweisende Aus- 
bildungsberufe und Studi- 
engängefördert. Gegenwär- 
tig tut die Konjunktur mehr 
für Schröder, als Schröder 
für die Konjunktur. 

zudem darauf hinzuwirken, 
dass - soweit mit dem ver- 
fassungsmäßig Gebotenen 
vereinbar - die Beihilfe bei 
ärztlicher Versorgung und 
bei Krankenhausaufenthal- 
ten nicht für höhere Kosten 
aufkommt als die GKV. Ver- 
änderungen im Leistungs- 
recht von GRV und GKV 
müssen künftig auch zu ent- 
sprechenden Veränderun- 
gen im Beamtenrechtführen. 

• Sozial- und 
A rbeitslosenhilfe: 

Verwaltung und Finanzie- 
rung der Arbeitslosenhilfe 
und der Sozialhilfe sind unter 
einem organisatorischen 
Dach zusammenzufassen. Die 
Hilfe zum Lebensunterhalt 
wird in die Zweige „ aktive So- 
zialhilfe" (für grundsätzlich 
Arbeitsfähige) und „passive 

Sozialhilfe " (für Hilfsbedürf- 
tige, die dem Arbeitsmarkt 
nicht zur Verfügung stehen 
können) getrennt. Im Vorder- 
grund der Leistungen aus Ar- 
beitslosen- und den An- 
sprüchen auf aktive Sozialhil- 
fe steht die Re-lntegration in 
den ersten Arbeitsmarkt. Die 
Hilfen zur Arbeit sind so aus- 
zugestalten, dass diejenigen, 
die angebotene Arbeit oder 
Qualifizierungsmaßnahmen 
ablehnen, die Leistungsan- 
sprüche verlieren. 

• Bildung: 

Wir wollen nicht auf Ko- 
sten der Qualität der Bildung 
sparen, aber auchaufdiesem 
Feld die Mittel wirksamer 
einsetzen - etwa durch eine 
Intensivierung des Wettbe- 
werbs zwischen den Hoch- 
schulen, eine Neustrukturie- 

rung der Studiengänge und 
kürzere Studienzeiten. 

Allgemein: Mehr Flexi- 
bilität auf dem A rbeitsmarkt 
ist wichtiger als Arbeitszeit- 
verkürzungen. Der Abbau 
von Überstunden ist nur ver- 
tretbar, wenn die Tarifpar- 
teien sich auf Langzeitar- 
beitskonten für die Arbeit- 
nehmer verständigen. Ar- 
beitsfördernde Maßnahmen, 
die nur einen Drehtüreffekt 
auslösen, sind zu unterlas- 
sen. Zu fordern ist vom Staat, 
dass er bei allen Leistungs- 
gesetzen eine Generationen- 
rechnung vorlegt; dies wirkt 
disziplinierend. Übertriebe- 
ne Forderungen können mit 
einer solchen Rechnung ab- 
gewehrt werden. 

•JII.HTM 

www.edu csu. 
bundestag.de 
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ROT-GRüNE  KOALITION ' 

HANS-PETER   REPNIK  ZIEHT   BILANZ 

Versprochen, aber Wort gebrochen 
Das Motto der Pressekonfe- 
renz des 1. Parlamentari- 
schen Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion, 
Wilhelm Schmidt, hätte lau- 
ten müssen: „ Versprochen, 
aber Wort gebrochen": 

Die Arbeitsmarktlage zeigt 
keinerlei Anzeichen einer 
durchgreifenden Besserung. 

Der Aufbau Ost ist ge- 
prägt von nach wie vor über- 
durchschnittlich hoher Ar- 
beitslosigkeit - am höchsten 
dort, wo SPD und PDS ge- 
meinsam regieren. So sieht 
das aus, wenn der Kanzler 
etwas zur Chefsache erklärt. 

Rot-Grün hat die Bedin- 
gungen für neue Arbeits- 
Plätze seit dem Regierungs- 
antritt systematisch ver- 
schlechtert: 
* Die Unternehmen in 
Deutschland, insbesondere 
der Mittelstand werden 
steuerlich höher belastet als 
Je zuvor. 
* Mit der „Ökosteuer" 
lreibt die Bundesregierung 
unter dem Deckmäntelchen 
einer sog. „ökologisch-so- 
zialen Steuerreform" die 
Verbraucherpreise und die 
Kosten in den Unterneh- 
men in die Höhe, ohne dass 
die Probleme der Renten- 
Versicherung damit gelöst 
Werden. 

• Folgerichtig und unver- 
meidlich ist die Staatsquote 
im Jahr 1999 wieder auf 
49% gestiegen (+0,7%), und 
die Abgabequote hat mit 
43% einen historischen 
Höchststand erreicht. 
• Verkorkste Gesetze wie 
die Neuregelung der 630 
DM-Beschäftigungsverhält- 
nisse und zur sog. „Schein- 
selbständigkeit" vernich- 
ten in großem Umfang Ar- 
beitsplätze. 
• Gleichzeitig wächst die 
Schattenwirtschaft mehr als 
doppelt so schnell wie die of- 
fiziell erfasste Wirtschafts- 
leistung. 

Rot-Grün ist bis heute die 
Antwort schuldig auf die 
Frage, was denn nach dem 
Ausstieg aus der Kernener- 
gie an deren Stelle treten soll 
und wie sie das zwangsläu- 
fig entstehende . Klima- 
schutzproblem lösen will. 

Rot-Grün täuscht die 
Rentner und Beitragszahler 
gleichermaßen, seitdem sie 
die Rentenreform von uns 
rückgängig gemacht hat oh- 
ne zu sagen, was denn an die 
Stelle dieser Reform treten 
soll. Hinzu kommt, dass die 
Glaubwürdigkeit dieser Re- 
gierung bei den Rentnern 
und Rentnerinnen dieses 
Land wohl endgültig zer- 

stört ist. Der Kanzler hat die 
persönlich versprochene Bei- 
behaltung der Nettolohnan- 

Schlechte Politik lässt sich 
schwer verkaufen. Die SPD 
sollte zu angeblichen Erfolgen 
lieber schweigen. 

passung ausgesetzt und die 
versprochene Anpassung in 
Höhe der Inflationsrate eben- 
falls nicht eingehalten. Vor 
kurzem hat das Bundeskabi- 
nett eine Anpassung in Höhe 
von 0,6% beschlossen, ob- 
wohl die Inflationsrate in die- 
sem Jahr vermutlich bei etwa 
dem Dreifachen liegen wird, 
bei 1,8%. 

Angesichts dieser Bilanz 
wäre es für den parlamenta- 
rischen Geschäftsführer der 
SPD-Bundestagsfraktion 
besser gewesen, wenn er ge- 
schwiegen hätte. Schlechte 
Politik lässt sich eben nicht 
verkaufen. Ul5 
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STIFTUNGSRECHTSREFORM 

BUNDESFACHAUSSCHUSS FORSCHUNG UND INNOVATION 

Reform im Interesse von Wissenschaft 
und Forschung weiter treiben 

Zur Stiftungsrechtsreform 
erklärte der Vorsitzende 
des Bundesfachausschus- 
ses Forschung und Innova- 
tion, Professor Dr. Heribert 
Offermanns: 

Süßer und Mäzene gehen 
neue Wege und verwirklichen 
neue Ideen. Das Stiftungswe- 
sen ist deshalb ein wichtiger 
ImpulsgeberfürWissenschafi 
und Forschung. Dies gilt um- 
so mehr, als Wissenschaft und 
Forschung nicht im gleichen 
Maße von der Ausweitung des 
Sponsorings profitieren wie 
etwa Sport und Kunst. 

Der Bundesfachausschuss 
Forschung und Innovation 
der CDU hat sich mit dem Re- 
formbedarf im Stiftungsrecht 
befasst und setzt sich bei Bund 
und Ländern dafür ein, die 
Stiftungsrechtsreform schnell 
weiter voranzutreiben. 

Die Verabschiedung der 
„kleinen Novelle" des Deut- 
schen Bundestages ist ein 
„Schrittchen" in die richtige 
Richtung, greift jedoch zu kurz. 

Darüber hinaus gilt es: 
• das sogenannte Zustif- 
tungsverbot zu beseitigen. 
Wir sind der Auffassung, dass 
Stiftungen andere Stiftungen 
fördern dürfen sollten. 

• die steuerliche Abzugs- 
fähigkeit von Spenden auf 20 
Prozent zu erhöhen. Denn es 
ist wichtig, auch große Ver- 
mögen für Stiftungen zu mo- 
bilisieren. Für viele For- 
schungsvorhaben muss fi- 
nanziell einfach eine kriti- 
sche Masse erreicht werden. 
Wir wollen auch Signale für 
die jungen Unternehmen aus 
dem High-Tech-Bereich, die 
ihre Finanzkraft aus dem 
Neuen Markt beziehen. Sie 
sollen das Stiftungswesen 
als Möglichkeit gemeinnüt- 
zigen Engagements für Wis- 
senschaft und Forschung 
entdecken. 
• auf die Besteuerung der 
Veräußerung von Betrieben 
beziehungsweise Betriebs- 
teilen durch Stiftungen zu 
verzichten. Stiftungen dürfen 
sich nicht aus steuerlichen 
Gründen veranlasst sehen, 
Betriebe zuführen, obwohl 
der Verkauf für den Stiftungs- 
zweck geeigneterwäre. Wenn 
Veräußerungsgewinne bei 
großen Kapitalgesellschaf- 
ten steuerfrei gestellt wer- 
den, dann muss dies auch bei 
Stiftungen möglich sein. 
• den zivilrechtlichen Teil 
der Stiftungsrechtsreform 
noch in dieser Legislaturpe- 

riode zu behandeln. Die 
Erleichterung der rechtli- 
chen Rahmenbedingungen 
ist dringend geboten. Im 
Einzelnen geht es um 
• die Einrichtung eines Stif- 
tungsregisters. Stifter, die 
zum Wohle der Gesellschaft 
tätig sind, sollen nicht durch 
eine überbordende Bürokra- 
tie abgeschreckt werden. 
• um die Reduzierung der 
Stiftungsaufsicht. Dies gilt 
insbesondere zu Lebzeiten 
des Stifters. Allgemein soll- 
ten sich die Länder von ob- 
rigkeitsstaatlichem Denken 
verabschieden und die Stif- 
tungsaufsicht auf eine bloße 
Rechtsaufsicht beschränken. 
• um die Gleichbehandlung 
von Organisationen im Ge- 
meinnützigkeitsbereich. 

Warum sollen die vielen 
kirchlichen Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts, Stiftungs- 
vereine und gemeinnützige 
Stiftungs-GmbHs von den 
neuen Bestimmungen ausge- 
schlossen werden? 

Forschung und Innova- 
tion brauchen Engagement 
auf allen Ebenen. Ein stij- 
tungsfreundliches gesell- 
schaftliches Klima und die 
Ermutigung von Stiftern ge- 
hören dazu. UP 
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CDU/CSU-B UNDESTAGSFRAKTION ' 

FRIEDRICH   MERZ: 

Wir müssen Themen besetzen 
und inhaltlich bestimmen 

• Arbehsmarkt: 
Die Regierung Schröder 

kommt in den Sachfragen 
kaum einen Schritt weiter. Bei 
der dringend notwendigen 
Entwicklung auf dem A rbeits- 
markt hin zu mehr Beschäfti- 
gung verlässt sie sich allein 
auf die demographisch be- 
dingte, rein statistisch zurück- 
gehende A rbeitslosenquote. 

Deshalb müssen gerade 
wir die zu geringe Zahl der 
Erwerbstätigen von 36,0 
Millionen zum Maßstab ma- 
chen, um zu zeigen, dass die 
WirtschaftspolitikderSchrö- 
der-Regierung ohne Erfolg 
"leibt. Wir brauchen zur Lö- 
sung des Beschäftigungspro- 
blems in Deutschland minde- 
stens 3 Millionen neue Jobs. 
Davon sind wir weiter ent- 
fernt denn je. 

* Staatsquote: 
Dafür ist im letzten Jahr 

die Staatsquote wieder auf49 
'c gestiegen. Rot-Grün wird 
daran scheitern, den Staats- 
Verbrauch an der Wirt- 
Sc'haftsleistung unseres Lan- 
des auch nur annähernd auf 
den Wert zurückzuführen, 
den selbst der rot-grüne Bun- 
deswirtschaftsminister mit 
"*0 % für notwendig hält. 

Auch die rot-grüne Steu- 
erreform wird daran nichts 
ändern. Die geplante Netto- 
entlastung wird noch nicht 
einmal den Anteil an höheren 
Staatseinnahmen an Bürger 
und Betriebe unseres Lan- 
des zurückgeben, den Bund, 
Länder und Gemeinden im 
Verlaufe des Inkrafttretens 
der verschiedenen Stufen an 
Mehreinnahmen erzielen. 

Die Folge ist eine weiter 
steigende A bgabenbelastung, 
nicht deren Absenkung, 

Ich spreche bewusst die 
Staatsquote als Maßstab für 
Erfolg oder Misserfolg der 
Wirtschafts-, Finanz- und Ar- 
beitsmarktpolitik an, weil wir 
wissen-und diese Erfahrung 
mit vielen anderen Ländern 
teilen -, dass nur ein Staat, 
der die Rahmenbedingungen 
für privatwirtschaftliches 
Handeln verbessert, zusätzli- 
che Beschäftigung im ersten 
A rbeitsmarkt ermöglicht. 

• Rentenpolitik: 
Wir werden bis zur Som- 

merpause in die entscheiden- 
de Phase der Rentenkonsens- 
gespräche eintreten. Einen 
Kompromiss mit uns kann 
es daher nur geben, wenn 
Grundsatzpositionen unserer 

Rentenpolitik von der Regie- 
rung akzeptiert werden. Dazu 
zählt, dass wir bis 2030 die 
Grundlagen der Rentenversi- 
cherung festlegen müssen, 
dass die Beiträge in diesem 
Zeitraum nicht wesentlich 
höher als auf rund 20 % stei- 
gen dürfen, dass die Rente 
beitrags- und leistungsbezo- 
gen bleibt und dass ein neuer, 
verlässlicher Ausgleich zwi- 
schen den Generationen ge- 
funden wird. Für die junge Ge- 
neration bedeutet dies, dass 
auch durch die Steuerpolitik 
Freiräume geschaffen wer- 
den müssen, damit zusätzlich 
zur gesetzlichen Rente eine 
private und betriebliche Al- 
tersversorgung aufgebaut 
werden kann. Renten- und 
Steuerpolitik müssen inein- 
ander greifen, sonst gibt es 
keine tragfähige Lösung. 

• Energiepolitik: 
Wir werden unsere Posi- 

tion in der Energiepolitik den 
rot-grünen Plänen zum Aus- 
stieg aus der Kernenergie 
gegenüberstellen. Die rot- 
grüne Koalition plant jetzt 
offenbar eine Novelle des 
Atomgesetzes, nach der u.a. 
der Vorsorgenachweis über 
die Entsorgung auch durch 
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FRÜHJAHRSGUTACHTEN 

Ruprecht Polenz: Weltwirtschaftliche 
Dynamik für Reformen nutzen 

Zu dem Frühjahrsgutach- 
ten der sechs führenden 
Wirtschaftsforschungsin- 
stitute erklärte Generalse- 
kretär Ruprecht Potenz: 

Nicht wegen, sondern 
trotz der Regierungspolitik 
zieht die Konjunktur in 
Deutschland an, leiderdeut- 
lich langsamer als in Nach- 
barländern. 

In ihrem Frühjahrsgut- 
achten stellen die sechs 
führenden Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute fest, dass 
das Anziehen der Weltwirt- 
schaft im Jahr 2000 auch 
auf die Wirtschaft in 
Deutschland durchschlägt. 
So wird für Deutschland ein 

Anstieg des realen Bruttoin- 
landsproduktes von 2,8 Pro- 
zent prognostiziert. Damit 
liegt Deutschland allerdings 
im internationalen Vergleich 
hinter den USA (+4,4 Pro- 
zent) und auch unter dem EU- 
Durchschnitt (+3,2 Prozent). 
Dies zeigt, die Konjunktur tut 
mehr für Herrn Schröder als 
Herr Schröder für die Kon- 
junktur. Die deutlich festzu- 
stellende weltwirtschaftliche 
Dynamik wird in Deutsch- 
land im Vergleich zu anderen 
führenden Industrienationen 
nicht konsequent genutzt. 

Um uns im internationa- 
len Wettbewerb behaupten 
zu können, ist es gerade jetzt, 

unter günstigen weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbe- 
dingungen, unbedingt er- 
forderlich, an die drängen- 
den Reformaufgaben her- 
anzugehen. 

Hierzu gehört die Flexi- 
bilisierung des Arbeits- 
marktes wie auch die Um- 
setzung einer konsequen- 
ten Steuerreform mit einer 
deutlichen Senkung aller 
Steuersätze über alle Ta- 
rifbereiche. Nur so kann 
mehr Wachstum auch in 
mehr Beschäftigung um- 
gesetzt werden und nur so 
kann sich Deutschland im 
globalen Wettbewerb be- 
haupten. 

dezentrale Zwischenlager 
erbracht werden kann. Diese 
substanzielle Veränderung 
der Entsorgungspolitik be- 
darf der Zustimmung der 
Länder im Bundesrat. Die 
unions geführten Bundeslän- 
der können sich diesem 
Seh ritt verständlicherweise 
nicht anschließen. Damit ist 
eines der rot-grünen Presti- 
geobjekte vom Scheitern be- 
droht - sehr zum Nutzen un- 
serer Umwelt. 

• Globalisierung: 
Die Opposition wird nicht 

schon dann als bessere Al- 
ternative zur Regierung an- 
gesehen, wenn sie die Regie- 
rung kritisiert und größeren 
Schaden zu verhindern ver- 
sucht. Wir müssen auch 
selbst Themen besetzen und 
inhaltlich bestimmen. Aus 
meiner Sicht wird dies ver- 
mutlich neben der Bildungs- 
politik am ehesten mit einer 
breit   angelegten   Debatte 

über die Folgen der Globali- 
sierung und die daraus auch 
für unser Land zu ziehenden 
Konsequenzen gelingen. 

Denn: Das Thema Glo- 
balisierung bietet eine her- 
vorragende Möglichkeit, die 
Diskussion mit den gesell- 
schaftlichen Gruppen wie- 
der verstärkt zu suchen. 

www.cducsu. 
bundestag.de 
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1.   UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 

ANDREAS   SCHMIDT: 

Wieviele Millionen verheimlichen 
die Sozialdemokraten? 

DerObmannderCDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 1. 
Untersuchungsausschuss, 
Andreas Schmidt, erklärte 
Zu Unklarheiten bei den 
SPD-Parteifinanzen: 

Es verstärkt sich der Ver- 
dacht, dass die SPD ihren 
Konzern Deutsche Druck- 
end Verlagsgesellschaft 
mbH (DDVG) als millionen- 
schwere schwarze Kasse be- 
nutzt. Zum einen scheinen 
entgegen den handelsrecht- 
lichen Publizitätsvorschrif- 
ten über Jahre hinweg die 
Jahresabschlüsse des Kon- 
zerns   nicht   veröffentlicht 

5* 
„Die SPD verstößt 

gegen die Verfassung." 
Parteienrechtler von Ar- 

nim kritisiert 
Rechenschaftslegung 
der Sozialdemokraten. 

Worden zu sein. Dies wird 
seine Gründe gehabt haben 
und stellt möglicherweise 
Qte Ausgangsbasis für ei- 
ne weitere Verschleierung 
dar: Aus den SPD-Rechen- 
Schaftsberichten sind z.B. 
die nach Zeitungsberichten 
irn Jahre 1998 an die SPD 
"^geschütteten   18,4 Mio. 

Andreas Schmidt: Rot-Grün 
verhindert die Aufklärung von 
Verstößen gegen das Trans- 
parenzgebot. 

DM nicht ersichtlich. Zu 
klären ist, wie es um die Er- 
träge aus den Vorjahren und 
ihre Behandlung nach dem 
Parteiengesetz steht. 

Die CDU/CSU-Fraktion 
im 1. Untersuchungsaus- 
schuss hat deshalb beantragt, 
die vollständigen Handels- 
registerakten betreffend die 
DDVG beizuziehen. Sie wer- 
den ein wichtiges Beweis- 
mittelsein zur Aufklärung von 
Millionen-Einnahmen der 
SPD, die bisher im Rechen- 
schaftsbericht nicht als sol- 
che ausgewiesen sind. 

Der im Februar 2000 er- 
weiterte Untersuchungsauf- 
trag hat zum Gegenstand die 

Frage, ob gegen das Partei- 
engesetz verstoßen worden 
ist. Bisher hat Rot-Grün die 
Aufklärung von Verstoßender 
SPD gegen das Transparenz- 
gebot des Parteiengesetzes 
verhindert. Die Ausschuss- 
mehrheit hat deshalb am 6. 
April 2000 drei Beweisanträ- 
ge der CDU/CSU-Fraktion 
abgelehnt. Es ging um den auf 
500 Mio. DM geschätzten 
Medienkonzern der SPD und 
den Verdacht auf Verstöße 
gegen das Parteiengesetz. 

ANTRAG 

der Mitglieder der CDU/ 
CSU-Fraktion im I. Unter- 

suchungsausschuss 

Der Untersuchungsaus- 
schuss möge beschließen: 

Es wird Beweis erhoben 
zum Untersuchungsauftrag 
(BT-Drs. 14/2139, 14/2686), 
insbesondere auch zu der 
Frage, ob und inwieweit 
die SPD bei der Veröffentli- 
chung ihrer Beteiligungen 
ihre wahren Vermögensver- 
hältnisse verschleiert und 
hinsichtlich der aus den Ver- 
mögensbeteiligungen gezo- 
genen Erträge unrichtige 
Angaben in ihren Rechen- 
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EUROPA 

ZUR   STÄRKUNG   DES   EURO 

Union fordert 
konsequente Reformpolitik 

Der Euro hat gegenüber 
dem US-Dollar weiter an 
Wert verloren. Zwar sorgte 
die Europäische Zentral- 
bank mit einer weiteren 
Zinserhöhung, dass keine 
Inflation in der Euro-Zone 
entstehen kann, aber es ist 
die mangelnde Reformpoli- 
tik, die den Außenwert des 
Euro drückt. Der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagfraktion, Friedrich 
Merz, forderte, dass vom 
nächsten EU-Gipfel ein Sig- 
nal ausgehen müsse, dass 
die großen europäischen 
Länder Deutschland, Frank- 
reich und Italien bereit sind, 
die unabweisbaren Refor- 
men in ihren Ländern vor- 
anzutreiben. Die Besorg- 

schaftsberichten gemacht hat 
und damit gegen die nach dem 
Grundgesetz in dem Partei- 
engesetz bestehende Ver- 
pflichtung zur öffentlichen 
Rechenschaftslegung über 
die Herkunft und Verwen- 
dung ihrer Mittel sowie über 
ihr Vermögen verstößt, durch 
Beiziehung der vollständigen 
Handelsregisterakten betref- 
fend Deutsche Druck- und 
Verlagsgesellschaft mit be- 

nis erregende Außenwert- 
schwäche des Euro sei auch 
Ausdruck des mangelnden 
Vertrauens potenzieller In- 
vestoren in die drei großen 
europäischen Volkswirt- 
schaften, die allesamt sozi- 
aldemokratisch regiert wür- 
den. „ Die Schwäche des Eu- 
ro ist die Schwäche der deut- 
schen Wirtschaftspolitik ", 
so Merz. Landesvorsitzen- 
der Jürgen Rüttgers wunder- 
te sich, warum es nicht st hon 
längst eine Konferenz der 
Wirtschafts- und Finanzmi- 
nister aus Euroland gege- 
ben habe. Gespräche über 
den Vertrauensverlust in 
den Euro sollten noch vor 
dem nächsten EU-Gipfel im 
Juni geführt werden. 

schränkter Haftung (DDVG) 
mit Sitz in Hamburg, HRB 
14599 beim Handelsregister 
in Hamburg. 

• Begründung: 
Nach einem Bericht in der 

FAZ vom 20.4.2000 hat der 
SPD-Konzern DDVG einen 
Bilanzgewinn von 36,5 Mio. 
DM für das Jahr 1997 erzielt 
und davon 18,4 Mio. DM 
1998 ausgeschüttet. Dieser 

Angela Merkel: 
Das Vertrauen in 
den Rechtsstaat 

bewahren 
Einen, Jatalen Irrweg" hat 
die Parteivorsitzende Ange- 
la Merkel die Strafrechts- 
reformpläne von Bundes- 
justizministerin Däubler- 
Gmelin genannt. 

Danach soll der Überbele- 
gung von Gefängnissen da- 
durch begegnet werden, dass 
künftig Haftstrafen bis zu 
drei Jahren (bisher zwei Jah- 
re) zur Bewährung ausgesetzt 
werden können. 

Angela Merkel: „Gerade 
bei Taten, für die Haftstra- 
fen von drei Jahren verlangt 
werden, handelt es sich nicht, 
wie von der Regierung unter- 
stellt, um kleinere Strafta- 
ten. Die CDU wird sich allen 
Vorhaben widersetzen, die 
zur Verharmlosung solcher 
Taten führt." ÜB 

Betrag soll sich nicht im Re- 
chenschaftsbericht der SPD 
für das Jahr 1998 finden. Die 
Handelsregisterakten sind 
als Beweismittel geeignet, 
um zu klären, welche Erträge 
wann erzielt, wann ausge- 
schüttet und in welchem Um- 
fang sie nicht veröffentlicht 
worden sind. Es besteht der 
Verdacht, dass in anderen 
Jahren entsprechend verfah- 
ren wurde. W 
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HESSEN 

STAATSANWALTSCHAFTLICHE   EINGREIFRESERVE 

Wichtiges Instrument zur 
schnelleren Ermittlungsarbeit 

Die vom hessischen Justiz- 
minister Christean Wagner 
geschaffene Staatsanwalt- 
schaftliche Eingreifreserve 
hat Anfang April ihre Tä- 
tigkeit aufgenommen. 

Im Vordergrund des Auf- 
gabenfelds der Eingreifre- 
serve, die zunächst aus drei 
Staatsan walten besteht, 
steht die Unterstützung der 
einzelnen Staatsanwalt- 
schaften bei der Bekämp- 
fung der Organisierten Kri- 
minalität, der Korruption 
sowie der Umwelt-, Wirt- 
schafts- und Betäubungs- 
mittelkriminalität. 

Dabei kommt es auch zu 
einer neuen intensiven Zu- 
sammenarbeit der Eingreif - 

reserve mit dem Landeskrimi- 
nalamt, der Oberfinanzdirek- 
tion und dem Hessischen 
Rechnungshof. 

„Mit der Eingreifreserve 
und der Zusammenarbeit mit 
anderen Behörden bündeln 
wir den Sachverstand gerade 
bei schwierigen Ermittlungs- 
verfähren ", erklärte der Mi- 
nister bei der Vorstellung der 
Tätigkeit der Eingreifreserve 
heute in Frankfurt: „ Wir müs- 
sen die Fachkenntnisse aller 
Beteiligten, von den Steue- 
rermittlungen bis hin zu über- 
prüften Rechnungen, nutzen, 
um solche Straftaten noch 
besser als bisher verfolgen zu 
können und unsere Schlag- 
kraft zu erhöhen ". 

„Wir wollen unsere 
Staatsan wait schuften dann 
unterstützen, wenn es in be- 
stimmten Verfahren zu 
Engpässen kommt und wir 
mit einer zeitlich befriste- 
ten Hilfestellung - auch des 
LKA, der Finanzbehörden 
und des Rechnungshofes - 
zum schnellen Abschluss 
von Ermittlungen beitra- 
gen können", sagte Wag- 
ner weiter. 

„Schon unmittelbar mit 
Beginn der Tätigkeit der 
Eingreifreserve wurden 
vier Ermittlungsverfahren 
ausgewählt, bei denen die 
drei Staatsanwälte tatkräf- 
tig mitarbeiten ", erläuterte 
der Justizminister. 

Kosten für Lohnfortzahlung sind wieder gestiegen 
Nach Angaben des Instituts 
der deutschen Wirtschaft 
(*W) in Köln mussten die 
Unternehmen 1999 für 
Lohnfortzahlung rund 55 
Milliarden Mark aufwen- 
den, 1,5 Milliarden Mark 
ntehrals im Jahr zuvor. 

Diese Kosten setzen sich 
Zusammen aus der Entgelt- 
f°rtzahlung  bei  Krankheit 

und den zugehörigen Arbeit- 
geberbeiträgen zur Sozial- 
versicherung. Verantwort- 
lich für diese Wende sind nach 
Ansicht des Instituts zum ei- 
nen die Gesetzesänderungen, 
die ab 1. Januar 1999 gelten 
und die Arbeitgeber zur Zah- 
lung des vollen Lohns ver- 
pflichten. Zwischen Oktober 
1996 und Dezember 1998 wa- 

ren es für die ersten sechs Wo- 
chen 80 Prozent. Allerdings 
war in einer Reihe von Ta- 
rifverträgen in den ent- 
sprechenden Branchen eine 
WOprozentige Lohnfortzah- 
lung vereinbart worden. Die 
Lohnerhöhungen im letzten 
Jahr haben sich ebenfalls auf 
die Höhe der Entgeltfortzah- 
lung ausgewirkt. UD 
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1 13 .   PARTEITAG  IN  ESSEN 

FüR  DIE ZEIT VOM  7.   NOVEMBER  2000  BIS  6.  NOVEMBER  2004 

Neuwahl des Bundesparteigerichts 
A uf Vorschlag des Bundes- 
vorstands auf seiner Sit- 
zung am 20. März in Berlin 
hat der 13. Parteitag in Es- 
sen die folgenden Mitglie- 
der in das Bundesparteige- 
richt der CDU für die Zeit 
vom 7. November 2000 bis 
6. November 2004 (gem. § 
29 Abs. 3 Statut, §§5,6Abs. 
1 Parteigerichtsordnung 
der CDU) gewählt: 

• Ordentliche Mitglieder: 

Präsident des Oberlandes- 
gerichts a.D. (Celle) 
Dr. Eberhard Kuthning 
(Vorsitzender) 
Dipl.-Ing. Dipl.-Jurist, 
(Bad Kosen) 
Regierungsdirektor im 

Landesverwaltungsamt 
Thüringen 
Bernhard Hellner 
Richterin am 
Bundesgerichtshof 
(Zweibrücken/Karlsruhe) 
Dr. Heidi Lambert-Lang 
Vorsitzende Richterin 
am Oberlandesgericht 
a.D. (Köln) 
Dr. Pia Rumler-Detzel 
Rechtsanwalt am Oberlan- 
desgericht (Mettmann) 
Friedrich W. Siebeke 

• Stellvertretende 
Mitglieder: 

Präsident des Landgerichts 
(Bordesholm/Kiel) 
Dr. Friedrich August 
Bonde 

•   PARLEMENT EU80PEEN 

Rechtsanwalt 
(Hamburg/Altenholz) 
Dr. Peter Dany 
Rechtsanwältin 
(Bad Honnef) 
Petra Kansy 
Vorsitzender Richter am 
Verwaltungsgericht (Pots- 
dam) und Vizepräsident 
des Landesverfassungs- 
gerichts Brandenburg 
Dr. Wolfgang Knippel 
Oberstaatsanwalt a.D. 
(Dortmund) 
Helmut Rehborn 
Rechtsanwältin und Nota- 
rin (Berlin) 
Barbara Saß-Viehweger 
Dipl.-Jurist (Gera) 
Richter am Amtsgericht 
Gera-Stadt 
Frank Strohscher UP 

Der CDU-Bundesfachaus- 
schuss Entwicklungspolitik 

hat sich Ende März in Brüssel 
unter Leitung seines Vorsit- 
zenden, dem Aachener Euro- 
paabgeordneten Armin La- 
schet, zu einem Fachgespräch 
mit dem Kommissar für 
Humanitäre Hilfe und Men- 
schenrechte, Poul Nielson, 
getroffen. Zuvor hatte der 
Vorsitzende der EVP-Frak- 
tion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering, 
die Mitglieder des Bundes- 
fachausschusses begrüßt. 
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VERANSTALTUNG 

FAMILIE   UND   GESELLSCHAFTLICHER   WANDEL 

Aus der Arbeit der 
Konrad-Adenauer-Stiftung in Eichholz 

bie neuen familienpoliti- 
schen Leitsätze der CDU ste- 
hen im Mittelpunkteines der 
nächsten Foren im Bil- 
dungszentrum Eichholz. Im 
Verlauf der Veranstaltung 
stellen namhafte Sachver- 
ständige aus Wissenschaft, 
Verbänden, Kommunen und 
Politik zentrale Aspekte ei- 
ner kinder- und familien- 
ffeundlichen Neuorientie- 
rung in der Familienpoli- 
tik vor und diskutieren mit 
Gästen der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung über umsetz- 
bare Modelle. 

m Veranstaltung Nr. 119 
Familie und gesellschaft- 

licher Wandel - Die neuen 
familienpolitischen Leitsätze 
der CDU in der Diskussion 
kichholzer Forum 
J8. bis 19. Mai 

* Hauptthemen: 
*"* Zwischen Individuali- 
sierung und Pluralisierung - 
Die Familien im Kessel- 
druck der Moderne 

Prof. Dr. Robert Hettla- 
8e, Basel, Universität Re- 
Sensburg 
*"* Was kostet die Familie, 
was ist sie uns wert? 

Dirk    Günther,    Bonn, 

Bundesgeschäftsführer des 
Deutschen Familienver- 
bands 
"• Muss die Arbeitswelt so 
funktionieren als ob es keine 
Kindergäbe ? - Familienpo- 
litik im Unternehmen 

Gisela Erler, München, 
Familienservice 
^* Nah bei der Familie - 
Das Konzept der familien- 
freundlichen Kommune 

(Podiumsdiskussion) 
-~* Neue Wege in der Fami- 
lienpolitik 

Annegret Kramp-Karren- 
bauer, Parlamentarische 
Geschäftsführerin der CDU- 
Fraktion im Landtag des 
Saarlands 

• Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
e.V., Bildungszentrum 
Schloss Eichholz, Postfach 
1331, 50387 Wesseling, 
Fax-Nr.: 0 22 36/7 07-3 80, 
e-mail: www.tina. 
steindamm @pb. kas.de 

Diese Broschüre 
können Sie direkt 
bestellen bei der: 

A]    Konrad 

Konrad- 
Adenauer-Stiftung 
z. Hd. Frau 
Barbara Kretschmer 
Rathausallee 12, 
53757 Sankt Augustin 
Tel: 02241/246-475 
Fax: 02241/246-6 94 
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rSCHLANDB 
*•*   *  *^TAG^E«T.NG  FOR DEUT^XrO! 

T TTVTÜD NAORn 
UNABHÄNGIGE 

EURO 

Nach innen hart 

Der Verfall des Euro lässt 
niemanden unberührt, denn 
niemand hatte bei dessen Ein- 
führung am 1. Januar 1999 
ernsthaft mit so einer Ent- 
wicklung gerechnet. Euro- 
Enthusiasten glaubten, das 
junge Geld werde schnell zu 
einem mächtigen Gegenspie- 
ler des Dollar als Welt-Reser- 
vewährung aufsteigen, Euro- 
Skeptiker fürchteten, aus der 
Währungsunion werde eine 
Inflationsgemeinschaft. Kei- 
ne der beiden Szenarien ist 
eingetreten; stattdessen ist die 
neue Währung nach innen hart 
- Teuerung gibt es praktisch 
nicht-aber nach außen weich 
- der Kurs sinkt scheinbar oh- 
ne Halt immer weiter. 

Süddeutsche Zeitung 

HAUSBESITZ 

Kessel-Treiben 

Zwei Meldungen, eine 
Nachricht: Hausbesitz kann 
teuer kommen. Erstens für al- 
le, deren Heizkessel vor 1978 

installiert wurde - denn hier 
plant das Bundeswirtschafts- 
ministerium eine Erneue- 
rungspflicht. Zweitens für Er- 
ben, die nach Überlegungen 
im Bundesfinanzministerium 
eine deutlich größere Steuer- 
last tragen sollen. Die grund- 
sätzlichen Forderungen, En- 
ergie zu sparen und im Erb- 
schaftsfall Geld- und Grund- 
vermögen gleichermaßen zu 
belasten, sind nachvollzieh- 
bar. Doch die jetzt diskutier- 
ten Lösungsansätze führen in 
die Irre, weil manchen Haus- 
besitzer in den Ruin. 

Rheinische Post 

SPD 

Programmdebatte 

„Spitzenbegabungen oh- 
ne Hemmungen fördern " - 
wer sagt das? Die FDP? 
Nein, SPD-Vize Wolf gang 
Clement bei der SPD- 
Grundsatzdebatte. „ Grund- 
werte gewinnen als Zielori- 
entierungen wieder an Be- 
deutung" - wer sagt das? 
Die CDU? Nein, SPD-Vize 
Wolfgang Thierse bei der 
SPD-Grundsatzdebatte. „An 
der Vorbereitung des Par- 

teiprogramms werden wir 
nicht nur die Mitglieder, 
sondern alle Bürgerinnen 
und Bürger beteiligen" - 
wer sagt das? Die Grünen? 
Nein, SPD-Vize Rudolf 
Scharping bei der SPD- 
Grundsatzdebatte. 

Nicht nur Firmen fusio- 
nieren, auch die Program- 
matik der Parteien ver- 
schmilzt. Da können sich 
SPD-Traditionalisten noch 
so sehr winden. Aber es geht 
erstens nicht mehr um mehr 
oder weniger Sozialismus, 
mehr oder weniger Kapita- 
lismus - dieser Wettstreit ist 
entschieden. Aber die glo- 
bale Wirtschaft wird immer 
stärker, der Einfluss na- 
tionaler Parteien immer 
schwächer - da muss man 
sich schon aufs Wesentliche 
konzentrieren. 

Rheinische Post 

Inventur 

Es besteht Anlass zum 
Misstrauen, wenn Kommis- 
sionen beginnen, Grundsatz- 
programme zu erarbeiten. 
Wenn die SPD sich für solch 
ein Werk auch noch Jahre 
Zeit lassen will, ist aller groß- 
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Gründungsjahr w 
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te Besorgnis angebracht-es 
droht eine dröge Enzyklopä- 
die der Unverbindlichkeiten. 

Berliner Zeitung 

SACHSEN-ANHALT 

Lager 

Es gibt sie noch: die Lin- 
ken. Das zeigt das Vorge- 
hen des Ministerpräsidenten 
Höppner in Sachsen-Anhalt. 
Nach den geduldigen Vor- 
arbeiten über zwei Wahl- 
Perioden setzt er nun zum 
Aufbau einer richtigen SPD/ 
PDS-Koalition an, zwar 
nicht holterdiepolter wie 
Sein Kollege Ringstorff in 
Mecklenburg- Vorpommern, 
a°er immerhin nach der 
nächsten Wahl. Gäbe es die 
Linke als Interessengemein- 
Sc'hafi nicht, müsste Höppner 
eine ganz andere Taktik ver- 
folgen. Die PDS steckt näm- 
llch in ihrer schwersten Kri- 
s« seit 1990. Ginge es Höpp- 
ner um die Bekämpfung der 

DS, so hätte er jetzt zu sig- 
nalisieren, dass er nur mit ei- 
ner reformierten PDS wei- 
lerarbeiten werde. Kündigt 
er - Wie geschehen - hinge- 
gen schon jetzt eine Koaliti- 

on an, dann heißt seine Aus- 
sage: Gleichgültig, welche 
Kräfte künftig in der PDS den 
Ton angeben, sie sind der 
SPD Höppners als Partner 
lieber als die CDU. 

Frankfurter A11 gerne ine 

ERBSCHAFTSTEUER 

Ungelegen 

Ungelegner hätten die 
Empfehlungen der Beamten 
von Bund und SPD-Län- 
dern zur Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer nicht kommen 
können. In zwei Wochen ist 
Wahltag in Nordrhein-West- 

falen. Und so wiegeln die Fi- 
nanzpolitiker der Koalition 
ab: Weder gebe es einen Be- 
richt der Kommission noch 
eine politische Entscheidung. 
Das mag alles richtig sein. 
Unbestritten ist aber, dass 
es in SPD-Bundesländern 
Überlegungen gibt, die Erb- 
schaftsteuer zu erhöhen, um 
die Einbußen bei der Einkom- 
mensteuerauszugleichen. Die 
SPD-Linke wiederum will an 
der Erbschaftsteuer drehen, 
weil das angeblich der sozia- 
len Gerechtigkeit dient. 

Frankfurter AIIgemeine 

STRAFEN 

Verantwortungslos 

Die rot-grünen Pläne zu 
einer Reform des Strafrah- 
mens dürften in der Fachwelt 
zwiespältige Reaktionen aus- 
lösen. Wer aus der Praxis 
weiß, dass Haftstrafen für 
Ersttäter oft dazu führen, 
dass sie das Gefängnis als 
„geschulte Verbrecher" ver- 
lassen, wird die Suche nach 
vernünftigen Ersatz-Strafen 
begrüßen. Sinnvoll erscheint 
es auch, nicht gezahlte Geld- 
strafen durch gemeinnützige 
Arbeit ableisten zu lassen. 
Viel Erfolg verspricht die Ab- 
sicht, verstärkt Fahrverbote 
als Strafe einzusetzen. Man- 
cher Kleinkriminelle oder 
wohlhabende Straftäter könn- 
te dies als wesentlich härtere 
Sühne empfinden als etwa ei- 
ne Geldstrafe oder eine kleine 
Freiheitsstrafe zur Bewäh- 
rung. Soweit hinter den Plä- 
nen zu vermehrten Bewäh- 
rungsstrafen und früheren 
Haftentlassungen allerdings 
die Absicht steckt, überfüllte 
Gefängnisse zu entlasten, wä- 
re dies verantwortungslos. 

Rheinische Post 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

TeleFax 02226/802-333 

Bestellschei n 
Für ein Abonnement der Wandzeitung 
jährlich acht Wandzeitungen im Format DIN A2 

vJ<j,   ich möchte 
meine Schaukästen 
immer aktuell gestalten 
und bestelle hiermit ein 
Jahres-Abonnement des 
Wandzeitungsdienstes 

UBC 

Bestell-Nr. Bestell-Menge Artikel Preis 

8010 bis zu   10 Expl. 92.80 DM 

8060 bis zu   60 Expl. 116,- DM 

8200 bis zu 200 Expl. 174,- DM 
Ihrtlcti 

Preise verstehen sich mW. 16% MwSt. und Versand 

Absender/KV-Nr VersandanschriFt (Falls nicht identisch): 

CDU-Veiband oder Nai CDU-Verband oder Nai 

ubgbonn.de 

Bankverbindung Der Zahlungsmodus erfolgt ausschließlich per Lastschnltnniuc, 

Der Betrag soll von folgendem Konto per Lastschrift eingezogen werden 

Datum /1. Unterschritt 

WiderruFsrecht 

Mir ist bekannt, daß ich diesen Auftrag innerhalb von 

zehn Tagen durch Mitteilung an das UBG Medienzen- 

trum widerrufen kann. Zur Wahrung der Frist genügt 

die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Datum 17. Unterschrift 

So erreichen Sie uns! 

Bei Rückfragen stehen Ihnen jederzeit zur Verfügung: 

Dieter Herzig Telefon 0 22 26/8 02-3 00 
Sonja Bach-Meiers Telefon 0 2226/8 02-3 01 

Gerne helfen wir Ihnen auch bei der Gestaltung und 
Durchführung von anderen Druckerzeugnissen! 

Union Betriebs-GmbH 
Egermannstraße 2 - S3359 Rheinbach 
druckerei® 
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Fussball EM-Kalender 
Bestell-Nr.: 9653 
Verpackungseinheit: 200 Expl. 
Preis je 200 Expl.: 18.00 DM 

Broschüre „Neuanfang" 
Bestell-Nr.: 5654 
Verpackungseinheit: WO Expl. 
Preis je 100 Expl.: 36,00 DM 

Neuanfang 

CDU 

Uli) 15/2000-23 



UD 
4.  Mai  20000  •   15/2000 

Union   Betriebs  GmbH 
Postfach   1 190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post AG 
Entgelt  bezahlt. 

Dr. Angela Merkel 

„Die CDU ist wieder da. 

Jetzt geht es zur Sache: 

bei Renten und Steuern, 

in Bildung und Ausbil- 

dung, bei den Arbeits- 

plätzen und für Europa." 

• 
Der Neuanfang! 

Generalsekretär Stellv. Vorsitzender 

Dr. Ulritk Carlelli 

CDU 

Wandzeitung „Neuanfang 
Das ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundes- 
geschäftsstelle für Ihren Schaukasten oder Ihren 
Info-Stand. Sie kann ab sofort von allen Kreis-, Stadt- 
und Ortsverbänden als Jahres-Abonnement bei der 
UBG bestellt werden. Bitte benutzen Sie hierzu den 
Bestellschein auf Seite 22. 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS- Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop @ bertelsmann.de 


